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Geſetz⸗Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


. Nr. 11. 


(Nr. 6043.) Privilegium wegen Ausgabe auf jeden Inhaber lautender Obligationen der 
Stadt Gumbinnen zum Betrage von 60,000 Thalern. Vom 6. Maͤrz 1865. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ꝛc. 


Nachdem der Magiſtrat der Stadt Gumbinnen darauf angetragen hat, 
zur Einrichtung einer ſtaͤdtiſchen Gasanſtalt ein Anlehen von 60,000 Thalern 
aufnehmen und zu dieſem Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinsſcheinen 
verſehene Stadtobligationen ausgeben zu duͤrfen, ertheilen Wir in Gemaͤßheit 
des F. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. wegen Ausſtellung von Papieren, 
welche eine Zahlungsverpflichtung an jeden Inhaber enthalten, durch gegenwaͤr⸗ 
tiges Privilegium zur Ausſtellung von 60,000 Thalern Gumbinner Stadtobli⸗ 
5 welche nach dem anliegenden Schema (A. B. und C.) in 665 Apoints, 
und zwar: a & 
> 15 Apoints à 500 Thaler, 
400 = = 100 = 


250. =: — 50 = 


aus zufertigen, mit fünf vom Hundert jaͤhrlich zu verzinſen und, von Seiten der 


Gläubiger unkündbar, nach dem feſtgeſtellten 1 0 durch Auslooſung 
innerhalb laͤngſtens ein und dreißig Jahren, vom Jahre Ein Tauſend achthun⸗ 


dert ſechs und ſechszig an zu amortifiren find, mit Vorbehalt der Rechte Dritter, 


Unſere landesherrliche Genehmigung, ohne jedoch dadurch den Inhabern der 
Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewaͤhrleiſtung Seitens des 
Staates zu bewilligen. 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 6. Maͤrz 1865. 5 


(I. S.) Wilhelm. 
v. Bodelſchwingh. Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. 


Paußrgang 1865. (Ar. 6043. 20 Schema A. 


Ausgegeben zu Berlin den 13, April 1865, 


Schema a. 


= Provinz Preußen, Regierungsbezirk Gumbinnen. 
a (Stadtwappen) 
Gumbinner Stadtobligation, 
5 uͤber a 
Thaler. 


Ausgefertigt in Gemaͤßheit des landesherrlichen Privilegiums vom 
5 (Geſetz-Sammlung von 1865. Seite 


Wir Magiſtrat der Stadt Gumbinnen urkunden und bekennen hiermit, daß 
der Inhaber dieſes Schuldſcheines der hieſigen Stadt ein Darlehn vonn 
Thalern, ſchreibe Thalern Preußiſch Kurant 

gegeben hat, deſſen Empfang wir hiermit beſcheinigen, indem wir verſprechen, 
daſſelbe vom 1. Juli 186. ab mit fünf Prozent jaͤhrlich zu verzinſen und jedem 
Vorzeiger dieſes, unter den folgenden Allerhoͤchſt genehmigten Bedingungen, 
prompt binnen ſpaͤteſtens ein und dreißig Jahren zuruͤckzuzahlen. 


1) Es werden ausgegeben und mit folgenden Nummern von 1. bis 665. 

verfehen: 
er a 500 Thaler, 

a 100 * 

| a 50 = 

2) Jeder Obligation werden zehn Zinsſcheine fuͤr die fuͤnf Jahre 18. 
dis 18.. beigegeben, zahlbar postnumerando am 2. Januar und 
1. Juli jeden Jahres. 


3) Nach Ablauf dieſer, ſowie jeder folgenden fuͤnf Jahre werden neue 7 


Zinsſcheine fuͤr je fuͤnf Jahre nach vorheriger öffentlicher Bekannt: 
machung von der Stadt⸗Hauptkaſſe an die Vorzeiger des der älteren 
Zinskupons⸗Serie beigedruckten Talons ausgereicht. Beim Verluſte des 
Talons erfolgt die Aushaͤndigung der neuen Zinskupons⸗Serie an den 
Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren Vorzeigung rechtzeitig 
geſchehen iſt. 5 

Die Zinsſcheine beduͤrfen nur der Unterſchrift des Rendanten, die 
der Magiſtratsmitglieder wird auf ihnen durch den Druck hergeſtellt. 


4) Die Verzinſung erfolgt zu fünf Prozent in den gedachten halb⸗ 3 
jährigen Terminen. f 1 
5) Zur Tilgung und Verzinſung dieſer 60,000 Thaler wird im 1 
i haus- 


T..... ͤ ann 


an 


haushalts⸗Etat eine Summe von 3900 Thalern jaͤhrlich ausgeworfen, 


durch welche in Gemaͤßheit des aufgeſtellten Amortiſationsplanes und 
unter Hinzutritt des etwaigen Ueberſchuſſes, welchen die mittelſt dieſes 
Darlehns einzurichtende ſtaͤdtiſche Gasanſtalt über die Betriebskoſten 
und uͤber die zur planmaͤßigen Verzinſung und Tilgung der fuͤr die 
Gasanſtalt aufgenommenen Obligationen erforderlichen Betraͤge abwer⸗ 
fen möchte, bei ſteigender Amortiſation und abnehmenden Zinszahlungen 
in ſpaͤteſtens ein und dreißig Jahren die Schuld getilgt werden wird. 
Nach Maaßgabe des Amortiſationsplanes findet jährlich in der erſten 
Woche des Monats Juli die Auslooſung der Obligationen in öffent- 
licher Stadtverordneten⸗Verſammlung ſtatt. 


6) Die Auszahlung der ausgelooſten Obligationen erfolgt am 2. Januar 
des naͤchſtfolgenden Jahres nach dem Nennwerthe auf der Stadtkaſſe 
gegen Ruͤckgabe der Obligation nebſt Zinsſcheinen und des Talons. 
Sollten die ausgereichten Zinsſcheine fehlen, ſo wird der Betrag der 
fehlenden zuruͤckbehalten und zur Einloͤſung derſelben verwendet, event. 
den Glaͤubigern nachgezahlt. . 


7) Gleich nach erfolgter Ausloofung werden die ausgelooſten Obligationen 
im Amtsblatte der Koͤniglichen Regierung zu Gumbinnen, in der Preu⸗ 
ßiſch⸗Littauiſchen Zeitung und im Staatsanzeiger oͤffentlich bekannt ge⸗ 
macht und die Eigenthuͤmer zur Einloͤſung aufgefordert. Sofern eines 
dieſer Blaͤtter eingehen ſollte, wird nach Beſtimmung der Koͤniglichen 
Regierung an deſſen Stelle ein entſprechendes anderes treten. 


8) Werden die ausgelooſten Obligationen nicht bis zum 2. Januar des 


nächſtfolgenden Jahres zur Einloͤſung eingereicht, ſo hoͤrt mit dieſem 
Tage die Verzinſung der ausgelooſten Obligationen auf. 

9) Auf die Beträge der ausgelooſten Obligationen, die nicht eingelöft’ wer⸗ 
den, haben die Eigenthuͤmer nur inſoweit ein Recht, als fie ſich noch 
binnen dreißig Jahren nach eingetretener Faͤlligkeit melden. 


10) Die Nummern dieſer Obligationen ſind nach der Auslooſung in der 
ad 7. angegebenen Weiſe öffentlich bekannt zu machen. ö 


14) Der Stadtgemeinde bleibt das Recht, den Tilgungsfonds zu verſtaͤrken. 


12) Wenn die Stadtgemeinde es vorziehen ſollte, die zu tilgenden Obliga⸗ 
tionen, ſtatt der Auslooſung, aus freier Hand zu erwerben, ſo werden 
die auf dieſem Wege getilgten Nummern jedesmal durch die unter 
Nr. 7. bezeichneten Blätter öffentlich bekannt gemacht. 


13) Den Glaͤubigern ſteht kein Kündigungsrecht zu. 0 

14) Die getilgten Obligationen werden in Gegenwart des Magiſtrats unter 
Zuziehung einer Gerichtsperſon oder eines Notars vernichket. 

15) Die fälligen Zinsſcheine werden von der Stadtkaſſe an Zahlungsſtatt 
angenommen. ö : 


(Nr. 6043.) AR 20* 16) Der 
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jeden Vor 


zorzeiger gegen 
festen Terminen aus der Stadtkaſſe 


8 5 a 


Zinſen verjähren, wenn ſie nicht in den naͤchſten vier 2 
Kalenderjahren nach dem Faͤlligkeitsjahre bei der Stadtkaſſe abgehoben 
werden. er I 


48) In Anſehung der verlorenen oder vernichteten Obli ationen oder Zins⸗ 
3 fcheine finden die $$. 1. bis 13. des Geſetzes vom 6. Juni 1819., ſo⸗ 
wie die erlaſſenen oder noch zu erlaſſenden ergaͤnzenden Beſtimmungen, 
jedoch mit folgenden Maaßgaben ſtatt: 


a) die im H. 1. vorgeſchriebene Anzeige wird dem Magiſtrat in Gum⸗ 
| binnen gemacht. Dieſem werden alle diejenigen Geſchaͤfte und 
Befugniſſe beigelegt, welche nach der angefuͤhrten Verordnung 
dem Schatzminiſterium zukommen; gegen ſeine Verfuͤgungen findet 

der Rekurs an die Koͤnigliche Regierung in Gumbinnen ſtatt; 


b) das im H. 5. gedachte Aufgebot erfolgt bei dem Koͤniglichen 
Kreisgerichte in Gumbinnen; a | 


c) die dort in den HH. 6. 9. und 12. vorgeſchriebenen Bekanntmachun⸗ 


en ſollen durch die oben unter Nr. 7. angefuͤhrten Blaͤtter ge⸗ 
ſchehen; | 


d) in Stelle der im $. 7. erwähnten ſechs Zinszahlungstermine 
follen acht, und anftatt des im $. 8. erwähnten achten Zinszah⸗ 
lungstermins ſoll der zehnte abgewartet werden. 


19) Das geſammte Vermögen der Stadtgemeinde Gumbinnen haftet den 
Glaͤubigern fuͤr dieſe Schuld. i 3 


Gumbinnen, den en 18. 


Der Magiſtrat. 


Stadtkaſſe. 


Hierzu find zehn Zinsſchein. e Mb ounenesee die Kaſſenkontrole 
TR ! ausgereicht. EEE 


..,. N 


\ 


Provinz Preußen, Regierungsbezirk Gumbinnen. 


Zins ſchein MR... 


uͤber 
TE . ö ſchreibe . . Thaler Zinſen 
0 . 5 
Gumbinner Stadtobligation 2 
über Thaler. 
Inhaber dieſes empfaͤngt am ern „ 18.. die halb⸗ 
jährigen Zinſen der Stadtobligation W. ME Thalern, 
ſchreibe „ E . . . Thalern aus der Stadtkaſſe. N 
Gumbinnen, den ten 18. 


Der Magiſtrat. 
Stadtkaſſe. 1352 


Die hier genannten Zinſen verjaͤhren mit Eingetragen Kontrole Bor 
Ablauf der nächften vier Kalenderjahre nach er 
dem Faͤlligkeitsjahre. 


Schema ©. 
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Provinz Preußen, Regterungsbezirk Gumbinnen. 


Talon 


zu der 
Obligation der Stadt Gumbinnen. 

„Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Ruͤckgabe zu der 
Obligation der Stadt Gumbinnen Littr. 8 0 > 46% lber 55 a 
ler à fünf Prozent Zinſen die te Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18. 
bis 18. bei der Stadtkaſſe zu Gumbinnen, ſofern nicht von dem Inhaber der 
Obligation gegen dieſe Ausreichung proteſtirt iſt. ; IR 
Gumbinnen, den. ern... „ 


i Der Magiſtrat. 


Cr. 60486044) 5 5 (Nr. 6044.) 


PEN“ (Nr. ; 6044.) S 
5 — din. Vom 13 Maͤrz 1865. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen. 
verordnen, nach Anhörung der Betheiligten, auf Grund des Artikels 2. des Ge 
ſetzes vom 11. Mai 1853., was folgt: 


St, 

Um die Grundſtucke im Thurbruche bei Dölzig durch Entwaͤſſerung zu 
verbeſſern und den in dieſem Bruche zur Zeit vorhandenen Thurſee trocken zu 
legen, werden die Beſitzer dieſer Grundſtuͤcke und des Sees zu einer Genoſſen⸗ 
ſchaft vereinigt, unter dem Namen: a 


„Genoſſenſchaft zur Entwaͤſſerung des Thurbruches “ 
Die Genoſſenſchaft hat ihren Sitz zu Doͤlzig. 


§. 2. 

Der Genoſſenſchaft liegt ob, die nach dem Plane des Baumeifters 
Goldſpohn vom 30. April 1863., ſowie derſelbe bei der höheren Prüfung feſt⸗ 
geſtellt iſt, zur Entwaͤſſerung erforderlichen Graͤben und ſonſtigen Anlagen aus⸗ 
zufuͤhren und zu unterhalten. Die Unterhaltung der vom Verbande neu anzu⸗ 
legenden beiden Bruͤcken uͤber den Entwaͤſſerungsgraben liegt denjenigen ob, 
welche die bisher an den beiden Uebergangsſtellen vorhandenen alten Bruͤcken 
zu unterhalten hatten. Der Graben von der herrſchaftlichen Grenze bis zur 
Grenze zwiſchen den Plaͤnen 7. und 8. der Separationskarte, an welcher Stelle 
derſelbe in den Hauptgraben muͤndet, wird von den anliegenden Beſitzern, wie 
bisher, unterhalten. 0 

3. 


Das in dem gemeinſchaftlichen Graben des Verbandes fließende Waſſer 


Entwaͤſſerung des Thurbruches, Kreis Sol⸗ 


darf von einzelnen Intereſſenten nicht aufgeſtaut oder abgeleitet werden. Wohl 9 


aber hat jeder Genoſſe das Recht, die Aufnahme des Waſſers, welches er zur 
ſpeziellen Entwaͤſſerung ſeiner Grundſtuͤcke ableiten will, in den Hauptgraben 
zu verlangen. 5 

RN H. 4. i 


Die Beiträge zur Anlegung und Unterhaltung der gemeinſchaftlichen un⸗ 
lagen werden nach Verhaͤltniß des den einzelnen Grundſtuͤcken aus der Ent: 
waäͤſſerung erwachſenden Vortheils nach einem Kataſter aufgebracht, in welchem 
die betheiligten Grundſtuͤcke in drei Klaſſen geſchieden ſind, von denen 
. die I. Klaſſe 3 Theile, 
2 2 


1 = 
a 1 Theil 
zahlt. 

Nach dieſem bereits entworfenen Kataſter konnen ſogleich Beiträge aus⸗ 
geſchrieben werden, vorbehaltlich ſpaͤterer Ausgleichung. Behufs definitiver Fee 
ſtellung des Kataſters iſt der Entwurf bei dem Gemeindevorſtande zu Doͤlzig 

5 ’ | | offen 


= 


offen auszulegen. Zugleich ift im Soldiner Kreisblatte und innerhalb der Ge⸗ 
meinde Dölzig in ortsuͤblicher Weiſe eine vierwöchentliche Friſt bekannt zu 
machen, innerhalb welcher beim Regierungskommiſſarius Beſchwerde erhoben 
werden kann. 5 

Der Kommiſſarius hat die erhobenen Beſchwerden unter Zuziehung der 
Beſchwerdefuͤhrer und eines Deputirten des Vorſtandes zu unterſuchen. Wird 
eine Einigung erreicht, ſo hat es dabei ſein Bewenden. 

Anderenfalls entſcheidet der Vorſtand und auf Rekurs dagegen das 
Schiedsgericht nach Maaßgabe des F. 13. 

Demnaͤchſt iſt das Kataſter von der Regierung auszufertigen und dem 
Vorſtande zuzuſtellen. Ro | 


Die Verbindlichkeit zur Entrichtung der Beiträge ruht mit der Sozietaͤts⸗ 
pflicht, gleich den ſonſtigen gemeinen Laſten und Abgaben, als Reallaſt unab⸗ 
loͤslich auf den verpflichteten Grundſtuͤcken. Rn 

Die Beiträge find auf das Ausſchreiben des Ortsſchulzen zu Doͤlzig an 
den darin zu bezeichnenden Terminen zur Kaſſe der Genoſſenſchaft, bei Ver⸗ 
meidung der adminiſtrativen Exekution, einzuzahlen. 

$. 6. = 
Der Grund und Boden zu den gemeinſchaftlichen Grabenanlagen wird 


von ſaͤmmtlichen Intereſſenten unentgeltlich hergegeben, auch von dem Bauer 
Martin Wegener; jedoch hat der Verband dafuͤr die durch das Land deſſelben 


fuͤhrende Grabenſtrecke anſtatt ſeiner in Zukunft zu unterhalten. b 


F. N N 

An dem vom Verbande zu unterhaltenden Entwaͤſſerungsgraben muͤſſen 
drei Fuß, vom oberen Rande der Boͤſchung ab gerechnet, unbeackert und mit 
dem Weidevieh verfchont bleiben. Auch Baume und Hecken duͤrfen auf dieſer 
Flaͤche nicht geduldet werden. Bei der Raͤumung muͤſſen die Eigenthuͤmer der 
angrenzenden Grundſtuͤcke den Auswurf, deſſen Eigenthum ihnen dagegen zufaͤllt, 
aufnehmen und binnen vier Wochen nach der Raͤumung — wenn aber die Raͤu⸗ 
mung vor der Ernte geſchieht, binnen vier Wochen nach der Ernte — bis auf 
Eine Ruthe Entfernung wegſchaffen. Ausnahmen von dieſen Beſtimmungen 
kann aus beſonderen Gruͤnden der Vorſtand geſtatten. 


ö ö H. 8. 5 125 
Die Leitung der Angelegenheiten der Genoſſenſchaft geſchieht durch einen 


Vorſtand, welcher durch den jedesmaligen Ortsſchulzen zu Doͤlzig und vier aus 
den Genoſſenſchaftsintereſſenten zu waͤhlenden Mitgliedern gebildet wird. 


NR, 
Die Wahl der vier Vorſtandsmitglieder geſchieht auf je ſechs Jahre. 


Bei der Wahl hat jeder Genoſſe Eine Stimme, wer mehr als fuͤnf Morgen 


beſitzt, zwei Stimmen, wer mehr als zehn Morgen beſitzt, drei Stimmen. 
Der Kreislandrath beruft die Wahlverſammlung und führt den Vorſitz 
(Nr. 6044.) in 


in derſelben, kann jedoch den Ortsſchulzen hiermit beauftragen. Er verpflichtet 
die Gewaͤhlten und den Ortsſchulzen durch Handſchlag an Eidesſtatt. Waͤhl⸗ 
= ift jeder großjaͤhrige Genoſſe, der im Vollbeſitze der bürgerlichen Ehren: 
rechte ift. 


Einer derſelben im Auftrage der übrigen das Stimmrecht ausüben, 
Das Amt der Vorſteher iſt ein Ehrenamt. | 
Im Uebrigen find bei dem Wahlverfahren, fowie in Betreff der Ver⸗ 
pflichtung zur Annahme unbeſoldeter Stellen, die Vorſchriften uͤber Gemeinde⸗ 
wahlen analogiſch anzuwenden. g 


$. 10. 


Der Vorſtand hat uͤber alle Angelegenheiten der Genoſſenſchaft nach 


Stimmenmehrheit zu beſchließen. Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme 

des Vorſitzenden. Zu einem guͤltigen Beſchluſſe gehoͤrt die Anweſenheit minde⸗ 

ſtens dreier Vorſtandsmitglieder. Die Beſchluͤſſe des Vorſtandes verpflichten 

die Genoſſenſchaft. Die Ausfuͤhrung derſelben erfolgt durch den Ortsſchulzen. 
Der Letztere hat insbeſondere: 

1) die erſte Ausfuͤhrung der gemeinſchaftlichen Anlagen unter Leitung des 
Regierungskommiſſarius mit Huͤlfe eines aus der Staatskaſſe zu remu⸗ 
nerirenden Technikers zu veranlaſſen und zu beaufſichtigen, ſowie für 
ordnungsmaͤßige Unterhaltung der Anlagen Sorge zu tragen; 


2) die Beitraͤge auszuſchreiben, die Zahlungen auf die Kaſſe anzuweiſen 


und die Kaſſenverwaltung zu revidiren; i ö 

3) den Schriftwechſel für den Verband zu führen und die Urkunden deſ⸗ 
ſelben in Gemeinſchaft mit den uͤbrigen Vorſtandsmitgliedern zu un⸗ 
terzeichnen; 

4) die Vorſtandsſitzungen anzuberaumen, in denen er den Vorſitz führt; 

5) alle nach gegenwaͤrtigem Statut den Intereſſenten obliegenden Leiſtun⸗ 
gen noͤthigenfalls im Wege der Exekution auf Koſten der Saͤumigen 
zu erzwingen. 


In Verhinderungsfaͤllen laßt ſich der Ortsſchulze durch eines der Vor⸗ 
ſtandsmitglieder vertreten. 
§. 11. 


Zur rechtsverbindlichen Abſchließung der Vertraͤge fuͤr den Verband ge⸗ 
hoͤrt ein genehmigender Beſchluß des Vorſtandes. 1 


$. 12. 


Die Verwaltung der Meliorationskaſſe iſt vom Ortsſchulzen einem der 
jeweiligen Mitglieder des Vorſtandes zu uͤbertragen. 


§. 13. 


Die en welche zwiſchen Mitgliedern der Sozietaͤt tiber das 


Eigenthum von Grundſtuͤcken, über die Zuſtaͤndigkeit oder den Umfang von 
Grundgerechtigkeiten und uͤber beſondere, auf ſpeziellen Rechtstiteln 1 
. echte 


* 


2 


Gehoͤrt ein Grundſtück mehreren Beſitzern gemeinſchaftlich, ſo kann nur 


— 161 — 
Rechte oder Verbindlichkeiten der Parteien entſtehen, gehoͤren zur Entſcheidung 
der ordentlichen Gerichte. 

Dagegen werden alle anderen, die gemeinſamen Angelegenheiten der So⸗ 
zietaͤt oder die vorgebliche Beeinträchtigung eines Genoſſen betreffenden Be⸗ 
ſchwerden von dem Vorſtande der Sozietaͤt unterſucht und entſchieden. 

Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes ſteht jedem Theile der Rekurs 
an ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung 
des Beſcheides an gerechnet, bei dem Ortsſchulzen angemeldet werden muß. 
Das Schiedsgericht beſteht aus dem Kreislandrathe, als Vorſitenden, und zwei 
Beiſitzern. Daſſelbe entſcheidet nach Stimmenmehrheit. 

Ein weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt. Der unterliegende Theil 
fragt die Koſten. Die Beiſitzer, nebſt einem Stellvertreter fuͤr jeden werden 
vom Vorſtande auf ſechs Jahre gewaͤhlt. Waͤhlbar iſt jeder, der in Dölzig 
oder den angrenzenden Ortſchaften ſeinen Wohnſitz hat, zu den oͤffentlichen 
Gemeindeaͤmtern waͤhlbar und nicht Mitglied der Sozietaͤt iſt. a 


$. 14, 


Die Sozietät ift dem Oberauffichtörechte des Staates unterworfen. Die: 
ſes Recht wird von dem Kreislandrathe, von der Regierung zu Frankfurt und 
von dem Miniſter fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten gehandhabt in 
dem Umfange und mit den Befugniſſen, welche den Aufſichtsbehoͤrden der Ge⸗ 
meinden zuſtehen. = 

§. 15. 


5 Das Statut kann nur mit landesherrlicher Genehmigung abgeaͤndert 
wer en. ; 


Urkundlich unter Unferer Höchfteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 5 
Gegeben Berlin, den 13. Maͤrz 1865. 


G. S.) Wilhelm. 
Gr. zur Lippe. v. Selchow. 


Ar. 6045.) Statut der Entwaͤſſerungsgenoſſenſchaft von Rogaſen im Regierungsbezirk 
Poſen. Vom 13. Maͤrz 1865. f 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, Behufs Melioration der an dem Rogaſener See zu naß belegenen 
Grundſtucke, nach Anhörung der Betheiligten, dem Antrage der Mehrzahl der⸗ 
ſelben entſprechend, auf Grund des Artikels 2. des Geſetzes vom 11. Mal 1853, 
Geſetz⸗Samml. S. 182.), was folgt: 5 | 80 


Jahrgang 1865. (Nr. 60446045.) 21 H. 1. 


— 162 — 

Be H. 1. 
SZdweck der Die Beſitzer der unterhalb der Potulie⸗ oder Ciesla⸗ und der Seefelder⸗ 
un Aae Mühle bis zur Stadtmühle Rogafen am Potuliefließ, an der Welna, am Ro⸗ 
derselben. gaſener See und Seefelder Muͤhlenfließ zu naß belegenen Grundſtuͤcke werden 


zu einer Genoſſenſchaft vereinigt, um den Ertrag ihrer Grundſtuͤcke vermittelſt 
Entwaͤſſerung durch Aufhebung des Staues an der Stadtmuͤhle zu Rogaſen 


| | 


und dadurch eintretende Senkung des Rogaſener Sees und demnächft durch 


Ausführung des von dem Geometer Sarganek entworfenen, nach H. 12. näher 
feſtzuſtellenden Planes für die Räumung des Welna⸗ und Potulie⸗Fließes vom 
18. Juli 1863. zu verbeſſern. 
Der Verband hat Korporationsrechte und ſeinen Gerichtsſtand bei dem 
Kreisgerichte zu Rogaſen. N 
H. 2. N 


Expropria⸗ Dem Verbande wird zur Ausführung der beabſichtigten Melioration das 
tiunzruht. Necht zur Expropriation verliehen, insbeſondere auch zur Erwerbung des Mühlen⸗ 
ſtaurechtes und der dazu gehörigen Stauanlagen der ſogenannten Stadtmühle 

zu Rogaſen. z 

H. 3. 


Staatsbei⸗ Der Staat gewährt dem Verbande, außer den im H. 51. des Geſetzes 
hälfe. vom 28. Februar 1843. beſtimmten Vortheilen, die Koſten für die techniſchen 
Vorarbeiten und fuͤr die Remuneration des Baubeamten, welcher mit der Aus⸗ 

führung des Meliorationsplanes ($. 1.) von der Staatsbehoͤrde beauftragt wird. 


§. 4. 
Beitrags Die Koſten des Ankaufes des Muͤhlenſtaurechtes und der Stauanlagen 
pflicht. ($. 2.) werden von den Genoſſen des Verbandes durch Geldbeitraͤge nach 
Maaßgabe des Kataſters (F. 8.) aufgebracht. 


H. 5. 
Die Beitragspflicht ruht unablöslih auf den Grundſtucken, iſt den oͤffent⸗ 
lichen Laſten gleich zu achten und' bedarf keiner hypothekariſchen Eintragung. 


H. 6. 


Die Erfuͤllung der Beitragspflicht kann von der Verwaltungsbehoͤrde des 
Verbandes in eben der Art, wie dies bei Öffentlichen Laſten zuläffig iſt, er⸗ 
zwungen werden. 

Die Exekution findet auch ſtatt gegen Paͤchter, Nutznießer, oder andere 
Beſitzer des verpflichteten Grundſtuͤcks, vorbehaltlich des Regreſſes an den eigent⸗ 
lich Verpflichteten. 5 f 


Sofern der Koſtenbeitrag in der ſchuldigen vollen Hoͤhe nicht auf einmal 
entrichtet werden muß, werden die Koſten⸗Beitragsraten auf das Ausſchreiben 
des Vorſtandsvorſitzenden zum 1. November und 1. Mai jeden Jahres, oder 
an den ſonſt vom Vorſtande mit Zuſtimmung der Regierung zu Poſen 7122 

im⸗ 


— - ⸗y— — 


| 
| | 
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ſtimmenden Zahlungsterminen durch die Ortserheber mit den landesherrlichen 
Steuern eingezogen und an die Verbandskaſſe abgefuͤhrt. 


H. 8. 
In dem Kataſter ſind die betheiligten Grundſtuͤcke nach Verhaͤltniß des 


abzuwendenden Schadens und herbeizufuͤhrenden Vortheils in drei Klaſſen zu 


theilen, von denen ein Preußiſcher Morgen 
der I. Klaſſe zu drei Theilen, 
2 II. 2 a zwei 3 
„III. = Einem Theile 
heranzuziehen iſt. 
H. 9. 

Die Aufſtellung des allgemeinen Kataſters erfolgt durch zwei von der 
Regierung ernannte Boniteure unter Leitung des hierzu von ihr ernannten 
Kommiſſarius. Den Boniteuren koͤnnen nach Befinden ortskundige Perſonen 
beigeordnet werden. 

$. 10. 


Das Kataſter iſt den einzelnen Gemeindevorſtaͤnden, ſowie den Beſitzern 
der Güter, welche außer dem Gemeindeverbande ſtehen, aus zugsweiſe mitzu⸗ 
theilen und es iſt zugleich im Amtsblatte eine vierwoͤchentliche Friſt bekannt 
zu machen, in welcher das Kataſter bei den Gemeindevorſtaͤnden und dem Kom⸗ 
ee eingeſehen und Beſchwerde dagegen bei dem letzteren angebracht wer⸗ 

en kann. h 

Der Kommiſſarius hat die angebrachten Beſchwerden unter Zuziehung 
der Beſchwerdefuͤhrer, eines Deputirten des Vorſtandes und der erforderlichen 
Sachverſtaͤndigen zu unterſuchen. 

Die Sachverſtaͤndigen ſind von der Regierung zu ernennen, und zwar 
hinſichtlich der Vermeſſung und des Nivellements ein vereideter Feldmeſſer oder 
nöthigenfalld ein Vermeſſungsreviſor, hinſichtlich der oͤkonomiſchen Fragen zwei 
landwirthſchaftliche Sachverſtaͤndige, denen ein Waſſerbau⸗Sachverſtaͤndiger zu: 
geordnet werden kann. a 

Mit dem Reſultate der Unterſuchung werden die Beſchwerdefuͤhrer und 
der Vorſtandsdeputirte bekannt gemacht. Sind beide Theile mit dem Refultate 
einverſtanden, fo wird das Kataſter demgemaͤß e anderenfalls werden 
die Akten der Regierung zu Poſen zur Entſcheidung uͤber die Beſchwerde ein⸗ 
gereicht. Wird die Beſchwerde verworfen, ſo treffen die Koſten derſelben den 
Beſchwerdefuͤhrer. 

Binnen vier Wochen nach erfolgter Bekanntmachung der Entſcheidung 
1 h dagegen an den Miniſter fuͤr die landwirthſchaftlichen Angelegenhei⸗ 
en zulaͤſſig. ä 

Das feſtgeſtellte Kataſter wird von der Regierung ausgefertigt und dem 
Verbandsvorſtande zugeſtellt. 

Die Einziehung von Beitraͤgen kann ſchon im Laufe des Reklamations⸗ 
Verfahrens erfolgen, ſobald das Kataſter, nach H. 9., aufgeftellt iſt, mit Vor⸗ 
behalt ſpaͤterer Ausgleichung. 

(Nr. 6045.) 21 * Auch 
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Auch iſt vor Aufſtellung des Kataſters — falls das Beduͤrfniß vorliegt — 
die Einziehung von Beiträgen nach Verhaͤltniß der Flaͤche der im Beſitz⸗ 
ſtandsregiſter des Geometers Borchardt vom 28. November 1862. als betheiligt 
aufgenommenen Flaͤchen mit Vorbehalt ſpaͤterer Ausgleichung zulaͤſſig. 


. 11. 
Beitrags ⸗ Die Beſitzer der Seefelder⸗, Ciesla- und Potulie⸗Muͤhle nehmen an den 
ten Mh. Vortheilen der Aufhebung des Staues an der Stadtmuͤhle zu Rogaſen und 


Tenbefiger, der Senkung des Rogaſener Sees nicht nur als Beſitzer ihrer in das Kataſter 
aufgenommenen Grundſtuͤcke, ſondern auch fuͤr ihre Muͤhlen Antheil, indem das 
nutzbare Gefaͤlle des treibenden Muͤhlenfluſſes fuͤr dieſelben vermehrt wird. Hier⸗ 
fuͤr ſind die Muͤhlenbeſitzer zu einem Beitrage zu den Koſten der Aufhebung des 
Staues an der Stadtmühle zu Rogaſen verpflichtet, welcher nach Verhaͤltniß 
des Vortheils, der den Mühlen einerſeits und andererſeits den betheiligten 

. e aus der Aufhebung des bezeichneten Staues erwaͤchſt, zu be⸗ 

i meſſen iſt. 

i Kommt uͤber den von den Muͤhlenbeſitzern zu leiſtenden Beitrag eine 

\ Einigung zwifchen dem Verbandsvorſtande und den Muͤhlenbeſitzern zu Stande, 

N ſo behält es bei demſelben fein Bewenden. 

Im Mangel einer Einigung haben zwei Muͤhlenbau⸗Sachverſtaͤndige — 
von denen der eine von den betheiligten drei Muͤhlenbeſitzern oder, falls ſie ſich 
über die Wahl nicht einigen oder dieſelbe verweigern, von der Regierung in 
Poſen, der andere dagegen von dem Verbandsvorſtande erwaͤhlt wird — den 
Vortheil zu ſchaͤtzen, welcher jeder der drei benannten Muͤhlen aus der Auf⸗ 
hebung des Staues an der Stadtmuͤhle zu Rogaſen erwächſt. Nach dem 
Durchſchnitt ihrer Schätzung wird dieſer Vortheil feſtgeſtellt. Demnächſt haben 
dieſe beiden Sachverftändigen und zwei von der Regierung ernannte ökonomiſche 
Sachoerſtaͤndige, ſowie der mit der Leitung beauftragte Kommiſſarius ſchieds⸗ 
richterlich mit Ausſchluß des Rechtsweges nach dem oben angegebenen Maaß⸗ 
ftabe den von jedem der drei Muͤhlenbeſitzer zu entrichtenden Beitrag zu den Koſten 
der Aufhebung des Staues an der Stadtmuͤhle zu Rogaſen entweder in einer 
beſtimmten Geldſumme, oder durch Gleichſtellung mit dem von einem beſtimm⸗ 
ten Flaͤchenumfange Normalboden (d. i. I. Klaſſe des Kataſters, §. 8.) zu 
leiſtenden Beitrage feſtzuſetzen. Der auferlegte Beitrag iſt in das Kataſter 
aufzunehmen. 

. 1 


Feſtſellung des Nach Aufhebung des Staues an der Stadtmuͤhle zu Rogaſen und ein 

. getretener Senkung des Waſſerſpiegels im Rogaſener See wird der $ 1. er⸗ 

* wähnte Plan für die Raͤumung des Welna⸗ und Potulie⸗Fließes durch einen 
von der Regierung beauftragten Techniker, unter Zuziehung des Sozietaͤts vor⸗ 
ſtandes, oͤrtlich revidirt werden. 

Der Raͤumungsplan wird in ſtreitigen Faͤllen von der Regierung zu Po⸗ 
fen feftgeftellt. Die Koften der Ausführung der Räumung find von den Be⸗ 
ſitzern der in das Kataſter aufgenommenen, unterhalb der Potulie⸗ und Ciesla⸗ 
Muͤhle bis zur Rogaſener Stadtmuͤhle und bis zum Chauſſeezuge oe 

rund⸗ 


1 b 5 N 


Grundſtuͤcke nach Maaßgabe des Kataſters aufzubringen, mit Ausſchluß der 
uͤbrigen bei der Aufhebung des Staues an der Rogaſener Stadtmuͤhle bethei⸗ 
ligten Intereſſenten. 

Hiernach iſt die Heberolle vom Sozietätsvorſtande aufzustellen, welche im 
Streitfalle von der Regierung feſtzuſetzen iſt. 


H. 13. 


Die Angelegenheiten der Genoſſenſchaft werden von einem Vorſtande Innere Vers 
geleitet, beſtehend aus dem Landrathe Oborniker Kreiſes, als Vorſteher, und ee 955 
vier von der Genoſſenſchaft gewaͤhlten Repraͤſentanten. Der Vorſtand iſt be⸗ 8 
ſchlußfaͤhig, wenn außer dem Vorſteher zwei Repraͤſentanten 7 ſind. Bei 
Stimmengleichheit giebt der Vorſteher den Ausſchlag. Der Vorſteher iſt die 
ausfuͤhrende Verwaltungsbehoͤrde der Genoſſenſchaft und vertritt dieſelbe nach 
Außen. Er hat insbeſondere: f 

a) die Ausführung der gemeinfchaftlichen Anlagen nach den feſtgeſetzten 5 
Plänen zu veranlaſſen und dieſelben zu beauffichtigen; 0 
b) die Hebeliſten anzulegen, die Beiträge auszuſchreiben, von den Saͤumigen 
event. exekutiviſch einzuziehen, die Zahlungen auf die Kaſſe des Ver⸗ 
bandes anzuweiſen und die Kaſſenverwaltung zu revidiren 5 
c) den Schriftwechſel fuͤr die Genoſſenſchaft zu fuͤhren und die Urkunden 5 
derſelben zu unterzeichnen. 1 
$. 14. | 3 
Bei der Wahl der vier Repraͤſentanten haben ; 
der Beſitzer eines jeden der beiden beteiligten Ritterguͤter Potulice und Woll der Re, 
Mie dzyleſie, ; präſentanten. 
der Beſitzer der Potulie⸗, der Ciesla- und der Seefelder Mühle, 
der jedesmalige Beſitzer des jetzt dem Dr. Cichocki gehörigen Vorwerks, 
der jedesmalige Probſt zu Rogaſen, Nutznießer der betheiligten Probſtei⸗ 
Grundſtuͤcke; ferner 
der Buͤrgermeiſter zu Rogaſen, und N 
jeder Ortsſchulze der betheiligten Dörfer — bezuͤglich der uͤbrigen durch 
die vorgenannten einzelnen Beſitzer nicht vertretenen Flaͤchen — 
für je zehn volle auf Normalmorgen Cerfte Klaſſe des Kataſters) reduzirte 
Morgen des zu den vorgenannten einzelnen Beſitzungen reſp. zur Stadtfeld⸗ 
mark Rogaſen oder zu den betreffenden Dorfsfeldmarken gehoͤrigen betheiligten 
Beſitzſtandes Eine Stimme. \ 
So lange das Kataſter nicht nach $$. 8. ff. definitiv feſtgeſtellt worden, 
ift lediglich die Morgenzahl der im Beſitzſtandsregiſter des Geometers Borchardt 
vom 20. November 1862. aufgenommenen betheiligten Flaͤchen fuͤr die Berech⸗ 
nung der zuſtehenden Stimmenzahl maaßgebend. 5 i 
Die bezeichneten Wähler wählen. entweder perſoͤnlich oder durch Bevoll⸗ 
maͤchtigte, reſp. durch ihre geſetzlichen Vertreter. 
(Nr, 6045.) 5 Ab⸗ 


Schiedsrich⸗ 
terliches Ver⸗ 
fahren. 
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Abſolute Stimmenmehrheit entſcheidet, bei Stimmengleichheit das Loos. 
Wird nach zweimaliger Wahlabſtimmung eine Stimmenmehrheit nicht erzielt, 
ſo ſind fuͤr jede noch vorzunehmende Wahl diejenigen beiden Perſonen, welche 
in der vorhergegangenen Abstimmung die relativ meiſten Stimmen erhalten 
hatten, auf die engere Wahl zu bringen. 

Die Wahl gilt für ſechs Jahre; alle drei Jahre ſcheidet die Haͤlfte aus, 
und zwar das erſte Mal nach dem Looſe, demnaͤchſt nach dem Dienſtalter. Die 
Ausſcheidenden find wieder waͤhlbar. a 

Der Vorſteher der Genoſſenſchaft iſt Wahlkommiſſarius und ſtellt die 
Wahlliſten feſt. Die Prüfung der Wahlen gebührt dem Vorſtande: Bei dem 
Wahlverfahren, ſowie für die Verpflichtung zur Annahme der Wahl gelten 
analog die Vorſchriften über Gemeindewahlen. 


H. 15. 


Streitigkeiten, welche zwiſchen den Mitgliedern des Verbandes über das 
Eigenthum von Grundſtuͤcken, uͤber die Zuſtändigkeit oder den Umfang von 
Grundgerechtigkeiten und anderen Nutzungsrechten, und uͤber beſondere, auf ſpe⸗ 
ziellem Rechtstitel beruhende Rechte oder Verbindlichkeiten entſtehen, gehoͤren 
zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. 

Dagegen werden alle anderen, die gemeinſamen Angelegenheiten des Ver⸗ 
bandes oder die vorgebliche Beeinträchtigung eines oder des anderen Genoſſen 
betreffenden Beſchwerden von dem Vorſtande unterſucht und entſchieden. 

Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes ſteht jedem Theile der Rekurs 
an ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung 
des Beſcheides an gerechnet, bei dem Vorſteher der Genoſſenſchaft angemeldet 
werden muß. Das Schiedsgericht beſteht aus drei Mitgliedern und entſcheidet 
nach Stimmenmehrheit. 

Ein weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt. 

Der unterliegende Theil traͤgt die Koſten. 

Das Schiedsgericht wird in jedem Falle ſo gebildet, daß der Verbands⸗ 
Vorſtand einen Schiedsrichter, der oder die mehreren gleich betheiligten Re⸗ 
kurrenten einen Schiedsrichter waͤhlen, und daß die Regierung den Obmann 
beſtimmt, welcher den Vorſitz führt. . 0 

Zu Mitgliedern des Schiedsgerichts koͤnnen nur großjaͤhrige, verfuͤgungs⸗ 
faͤhige unbeſcholtene Männer, die nicht zum Verbande gehoͤren, gewaͤhlt werden. 

Wenn von dem oder den gleichbetheiligten Rekurrenten nicht binnen vier 
Wochen, vom Tage des Abganges der ſchriftlichen Aufforderung des Vorſtan⸗ 
des, dieſem ein geeigneter Schiedsrichter namhaft gemacht wird, ſo erfolgt die 
Wahl deſſelben durch die Regierung. 

Wenn von mehreren gleichbetheiligten Rekurrenten einzelne ſich der Wahl 
enthalten, fo find fie an die Wahl der übrigen gebunden. i 


$. 16. 


Die dem Beſitzer der Stadtmühle zu Rogaſen zuſtehende Entſchaͤdigung 
für das nach $. 2. von der Genoſſenſchaft zu erwerbende Muͤhlenſtaurecht und 
f : der 


u Be... 


der dazu gehörigen Stauanlagen wird durch ſchiedsrichterliches Verfahren nach 
Vorſchrift des F. 15. feſtgeſtellt. | 


H. 17. 


Der Verband iſt dem Oberaufſichtsrechte des Staates unterworfen. 
Dieſes Recht wird durch die Regierung zu Poſen, als Landespolizeibehoͤrde, 
und in höherer Inſtanz von dem Miniſter für die landwirthſchaftlichen Ange⸗ 
legenheiten gehandhabt nach Maaßgabe dieſes Statuts, und im Uebrigen in 
dem Umfange und mit den Befugniſſen, welche geſetzlich den Aufſichtsbehoͤrden 
der Gemeinden zuſtehen. f N 


H. 1 8. 


Wenn die Aufhebung des Staues an der Stadtmuͤhle zu Rogaſen er⸗ 
folgt, der Meliorationsplan ($. 1.) ausgeführt iſt und die hierfür verwendeten 


Koſten durch die Genoſſen aufgebracht und berichtigt ſind, hoͤrt die Genoſſen⸗ 


ſchaft auf. 

Die Uferbeſitzer des Potulie- und Welna⸗Fluſſes haben demnaͤchſt die 
nach dem Meliorationsplane geraͤumten Flußlaͤufe auf Grund der ihnen nach 
H. 7. des Geſetzes vom 28. Februar 1843. obliegenden Verpflichtung zu 
unterhalten. ; 

Der Zeitpunkt der Auflöfung wird durch die Regierung in Poſen feſt⸗ 
geſetzt und drei Monate vorher durch das Amtsblatt bekannt gemacht. 


§. 19. 


Abaͤnderungen dieſes Statutes koͤnnen nur mit landesherrlicher Geneh⸗ 
migung erfolgen. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterfchrift und beigedrucktem 
Koͤniglichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 13. Maͤrz 1865. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. zur Lippe. v. Selchow. 


(Nr. 604560460 (Ir. 6046.) 


x 


Auflöfung 
der Genoſſen⸗ 
haft. 


Abänderung 
des Statutes. 


RE | -W- | 


(Nr. 6046.) Bekanntmachung der von beiden Häufern des Landtages ertheilten Genehmi⸗ 
f gung zu der Verordnung vom 27. Januar 1862. (Geſetz-Samml. S. 33.), 
betreffend die durch die Einfuͤhrung des Allgemeinen Deutſchen Handels— 
geſetzbuches noͤthig gewordene Ergänzung der Geſetze über die gericht- 

lichen Gebuͤhren und Koſten. Vom 18. Maͤrz 1865. N 


Massen die in Verfolg des Artikels 74. des Einfuͤhrungsgeſetzes zum All⸗ 
gemeinen Deutſchen Handelsgeſetzbuche vom 24. Juni 1861. (Geſetz⸗Samml. 
©. 449.) erlaſſene Verordnung vom 27. Januar 1862. (Geſetz⸗Samml. S. 33.), 
; betreffend die durch die Einführung des Allgemeinen Deutſchen Handelsgeſetz⸗ 
5 buches noͤthig gewordene Ergaͤnzung der Geſetze uͤber die gerichtlichen Gebuͤh⸗ 
ö ren und Koſten, den beiden Haͤuſern des Landtages zur verfaſſungsmaͤßigen 
Genehmigung vorgelegt worden iſt, haben dieſelben der gedachten Verordnung 
ihre Zuſtimmung ertheilt. 
Dies wird hierdurch bekannt gemacht. 


ö | Berlin, den 18. März 1865. 


5 Das Staatsminiſterium. 

i v. Bismarck⸗Schoͤnhauſen. v. Bodelſchwingh. v. Roon. 

ö Gr. v. Itzenplitz. v. Muͤhler. Gr. zur Lippe. v. Selchow. 
f Gr. zu Eulenburg. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


